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l Vorbemerkung

Zum vorliegenden Gutachten sei die folgende Vorbemerkung erlaubt: Die An-
frage für ein Gutachten betreffend des Falles Espros Photonics AG (epc) erfolg-
te durch den RR Trachsel persönlich. Der schriftliche Auftrag vom 30. Oktober
2007 erweiterte die Fragestellungen umfassend. Aufgrund dieser Erweiterungen
hätte eine Gutachtertätigkeit in Frage gestellt werden müssen, da die Beantwor-
tung einzelner Fragen empirische Studien, beispielsweise Wirkungsanalysen,
bedürfte und Gegenstand spezifischer Projekte sein müsste. Verschiedene
Fragen können daher in der vorliegenden Form nur bedingj^antwortet werden.

In den folgenden Ausführungen wird sowohl für die männliche v^für die weib-
liche Form die männliche Form verwendet, ebejppijrd auf Anrel||n und Titel
verzichtet. .J?'' "*11| ''%F
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2 Standortmarketing *̂Ä%,
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Vor dem Hintergrund verschiede||r Fragestellungen w||f Ättraktivitätsverluste
von Zentren, Lebensqualität, Stan^rtwettbewerD-^^r Zersiedlung, ist die Not-
wendigkeit einer Marketing-Diskül^n für geografische Räume unbestritten
und zeigt sich in einer Begriffs- undlKl||gr|tv4e4falt: City-Marketing, kommu-
nales Marketing, Qj|̂ |g|marketing, Staftfflffiketing oder Standort-Marketing
für Regionen undJ|Mnder1|||
Der Kern jede^^l^ketingerständnisses ist der Tausch von Werten zwischen
mindestens zwei I:'al̂ ĵlil̂ ^ |̂e' werden in Verhandlungsprozessen fest-
gelegt uridjl|e^ingen e^^Überwifflung verschiedenster „Distanzen" zwischen
dem Lgistung^^steiler un^|inpfänger. Die Bewertung oder die Wahrnehmung
einejp^|stungjsind Beispiepf solcher Distanzen. Die konkrete Ausgestaltung
dieser ^ghsÖlel^enBtjpeziehungen verdeutlicht sich in der Marketing-
Stragegie ür§|4rn -Mix'fciusterbildung, Internet, Leuchtturmprojekte, Seminare

x 4€:tSVi.u.a.).

Eine Region ist ein vielschichtiges kulturelles, politisches, produktives und
soziales Beziehungs- und Leistungssystem. Sie ist Teil des Gesamtsystems
„Land" oder „Kanton" und ist meist organisch gewachsen: Menschen gestalten
über die Zeit diese Systeme und werden von ihnen wiederum geprägt. Über eine
Region bestehen daher bei der Bevölkerung und den Unternehmungen unter-
schiedliche Vorstellungsbilder, so genannte Images.
Die Leistung einer Region entsteht durch eine Vielzahl von Ressourcen (Ge-
bäude, Infrastruktur, Know-how, Natur, Wohnraum u.a.) und Aktivitäten
(Märkte u.a.). Die Ressourcen sind jedoch nur begrenzt verfügbar und können
einen geografischen Raum in seiner Entwicklung fördern oder gefährden. Die



tragende Aufgabe einer Standortpolitik ist es, die vielfältigen Themen ziel-
orientiert zu bündeln und zu entwickeln. Je einmaliger ihre Gestaltung, desto
kräftiger werden die dauerhaften Standortvorteile und desto wahrscheinlicher
die Lebens- und Wettbewerbsfähigkeit. Diese Fähigkeit zeigt sich insbesondere
in den Produktionsfaktoren, den Investionen und den Innovationen. Für die
einzelne Unternehmung sind daher im institutionell-territorialen Kontext die
Produktionsfaktoren, die Angebotsverhältnisse im Beschaffungsmarkt, die
Nachfrageverhältnisse im Absatzmarkt, die Konkurrenzsituation sowie die Zu-
lieferindustrie von Bedeutung.

Mögliche Aktivitäten der Wirtschaftsforderung im Rajitaen einer Standort-
politik sind beispielsweise: Ansiedlungsprämien, Clusterbil||jng, Investitions-
zulagen bzw. -Zuschüsse, Public-Private-Partnership, Signalstra^gien (Ansied-
lung Prestigeprojekte), Sonderabschreibungen o(|ej^^jerreduktiörl
Dabei wird ein Cluster als eine geografische Eohzenltttion von (uniffliäno CJ *&?&& "̂'ite.5«! ^ ifcs1

organisatorischen Einheiten (FachhochschylÄi|||nive^.täten, Unternehmungen
u.a.) in einem definierten Leistungsfeld (Brancfil^ejlil|̂ |̂̂ erSes Clustering
kann jedoch nur dann ganzheitlich^sMn^^wenn"f^|uf die^Ehtwickhmg des
Raumes Rücksicht nimmt. JT _jf '*^^^
Eine diskriminierende Wirtschaftsprderung4il^^eispie|iweise dann vor, wenn
die öffentliche Hand Finanzhilfen |||d Aufträge rri^n ortsansässige bzw. regio-
nale Unternehmungen vergibt. '!•%. If

^%i»^^
Bei diesem skizzie||f^j^rständnis isf'Slanaortmarketing mehr als Public
Relations, Verkaj|ilörde^ig oder Werbung: Es ist die sinnhafte Ausrichtung
eines geograpMilf||n Ratjffi.es und seiner langfristigen Beziehungen (relation-
ships) auf interne if̂ |ejî |̂|||̂ a|ö Gruppen (stakeholders). Diese Gruppen
können d |̂|urnlichei!!^^icklunymehr oder weniger nachhaltig beeinflussen
bzw. j|ltderî ||p ihr beet^^sjt. Die Bevölkerung, die Industrie, die Landwirt-
schäf^^r diejfäolitischen l^iteien sind mögliche aktuelle und potenzielle Inte-
ressen- ''l^r^^^^cißJiigrüppen. Die Nicht-Berücksichtigung einzelner dieser
Gruppen iiltj^ dazu führen, dass andere geographische Räume die Wahr-
nehmung def^^|ujpeninteressen effektiver und effizienter erbringen, somit
WettbewerbsvorMte über die Zeit entwickeln.

Der Erfolg der Standortpolitik und des Standortmarketing wird von den wirt-
schaftspolitischen Möglichkeiten bzw. Rahmenbedingungen geprägt: Trotz Be-
griffsvielfalt dient die Bestandespflege den angesiedelten Unternehmungen, die
Standortentwicklung gestaltet die Rahmenbedingungen sowie die Standortfakto-
ren. Die Wirtschaftsförderung fördert Neugründungen und die Standortpromo-
tion unterstützt im Sinne des Standortmarketing die Akquisition auswärtiger In-
vestoren und Unternehmungen.



3 Projektphasen

Die wesentlichen Phasen des gesamten Projektes seien im Folgenden kurz dar-
gestellt:

00.02.07 Erste Informelle Gespräche in der Lenzerheide zum Projekt zwischen
De Coi und RR Trachsel

12.04.07 Offizielle Orientierung des Kantons: „Innerhalb von 2-3 Jahren soll in
Landquart oder an einem anderen wirtschaftlich günstigen Standort
eine Halbleiterfabrik (Chipfabrik, Fab) entsteherj|die sich auf die Ent-
wicklung und die Herstellung von optischen Hiib*l|||ern spezialisiert.
Sie soll eigenständig den Weltmarkt für optische Cmpj|edienen. Das
Ziel ist es, innerhalb von 5 bis 10 ., l ein kapifl%,§rktfähiges
Unternehmen aufzubauen, welches;|a1isch1l||send an die"pf|prse ge-

Igjnessflfan vombracht oder verkauft werden soU^fl
Präsentation EPC vom April 2007).

•*• • - *. - • - * -...-,1V.- .
Die Fabrik soll an einem<pffsiuIgebauf^^Klen, wiKher sowohl von

terstützung als auch von'siä-MpfJ, £&- .j.yr fJ

gnd offtmal ist (Businessplan
Seiten der finanziellen unt administ

Ajj&t j'-

der steuerlichen Situatio|| her ents

Gemäss Businessplan besl̂ |,yon der Genfeinde Igis-Landquart bereits
„eine mündliche Zusage, gll^^|J^ijfend kostenlos zur Verfügung
zu stellen".|̂ !||r̂ ssen am StanSöfHfatten auch andere Gemeinden im
.Kanton^Ä-aubiu^pn angemeldet, namentlich der Kanton St. Gallen

. ̂ L-^AÜx ^ !̂r̂und däs l r jS ten t th Lichtenstein .

-„>„,. __~~^e*€iß. Vertretern von epc und vom AWTsss«l», ° v*p^ r
"SatÄ *-«SÄ<SV

,

der Vertrelstadt Chur, Kanton und epc; RR Schmid nimmt
i @ | | d e f Sitzung teil

11.05.07 Zusla^^enstellung mögh'cher Standorte im Rheintal durch das AWT
epc miffeteilt#"

12.05.07 E-Mail de Coi an AWT, u.a.: „Herzlichen Dank für die Dienstleistung,
Wir sind daran, die Standorte zu prüfen."

20.05.07 Mail von epc an AWT, Konkretisierung Forderungen

29.05.07 Arbeitspapier AWT zum „Projekt epc", Projektbeschrieb mit
Chancen/Risiken aus Sicht des AWT, weiteres Vorgehen



26.06.07 Regierung befasst sich mit dem Förderfall und legt den Förderrahmen
fest

28.06.07 per Telefon und 2.7.07 per Email: vom AWT wird bei De Coi um
einen Termin nachgesucht

13.07.07 Grundsatzpapier AWT Projekt „epc", inkl. Vergleich der Projekte epc
und Stallinger

17.07.07 Kanton und Gemeinde Igis werden über die Erwartungen von epc in
Kenntnis gesetzt, die Möglichkeit einer Fabrik|f|n Berg eingeschlos-

-.^"''\?*i-\sen •

25.07.07 AWT nimmt in einem Schreiben an epesizteden Erwartffigen von epc
c. n *m& .tv F
Stellung * 1f|| -yr

.̂ Hk f
03.08.07 Schreiben von De Coi an RR T^ichsel^^p^^^füf das Schrei-

ben AWT vom 25. Juli 2J0fF*pinerseî îd wifUfstaunt über die
Tatsache, dass ein Amt irfeiner derajf bed^ftoden Angelegenheit ein' If '*%% "s|a«»aiF ° °
solches Schreiben alleu^mit sein€rr|̂ itarbö|Sr unterzeichnet. Wir
hätten ein von Ihnen plfsönlich untellllchnetes Schreiben erwartet
und müssen dieses Vorgei|fe|ls Willkür |pr Verwaltung werten.
Andererseits ist das Angebo^äftelcJies-ir!" diesem Schreiben formuliert

. ^M^k^-^S^?'wird, völ^g^^Jäuschend, urif^äcm zu sagen schockierend. Wir
müsserypiienlÄer mitteilen, dass wir auf einer solchen Basis von
einer/*f^iedlur^ ini Kanton Graubünden absehen müssen und
werden" {§̂ ujf|b̂ |§|ggo||iän RR Trachsel vom 3. August 2007).

14.08J|f Rep^ing bescliejit Förderangebot Landquart und Schiers (Be-
.^^^schluj RR GR vopTL4. August 2007)

17.08.07 A%j|§bot wird !rnit De Coi besprochen, er „zeigte sich mit den Unter-
Iage1|j|n||jien Erläuterungen zufrieden und stellte dabei den Standort-
entschl|lwnoch im Monat August in Aussicht" (Information durch die
Regierung vom 11.10.07)

20.08.07 Schreiben von epc an Gemeinde Schiers, der Standort Schiers liege
„deutlich über dem maximal zulässigen Grenzwert von 0.1 mm/s"

21.08.07 Schreiben von De Coi an RR Trachsel

27.08.07 Anfrage Arpagaus für Gespräch mit De Coi; Absage von De Coi u.a.
Email vom 25.9.



31.08. 07Aktennotiz AWT über mögliche Standorte für eine Kaverne, Ab-
klärungen mit dem Amt für Raumentwicklung (ARE) und dem Amt
für Natur und Umwelt (ANU)

02.09.07 De Coi teilt dem Amtschef AWT per E-Mail mit, dass „er keine Zeit
mehr für weitere Diskussionen" habe

25.09.07 De Coi schlägt Gesprächsangebot des Amtschefs AWT aus; es scheint,
dass De Coi aufgrund des Engagements des Kantons unzufrieden ist

10.10.07 Neuer Standortentscheid von epc wird dem Kanton Graubünden tele-
*• iiWSSfc

fonisch mitgeteilt " 'Sfi^

10.10.07 Schreiben De Coi an RR Schmid -m^
egiSL 'fpü f»f

11.10.07 Standortentscheid von epc wirdW^gr diejfMedien konarmmiziert:
„finanzielle und ökologische ^orteil'̂ ^^5^^^^|^^-rune' Fabrik"
und „Ende 2008 wird ejjc^gut. 200 "^Jarbeifelilf beschäftigen'
(Medienmitteilung epc vojh 11. Oktober

22.10.07 Interne Stellungnahme v<||| AWT zum S|hjreiben von De Coi vom 10.
Oktober 2007 li«®i%,

«4.

05.11.07 Bonny FördSimnKen. Schreiben*"üef' Regierung des Kantons Grau-v .f.^-^~f^^.t-f~^iCj y G? ^
bünden,,ajn BR »Äthard

20.12.07 Antwort dS|||g1ii|||p|̂ faktionsanfrage



4 Einzelne Fragen

Gemäss dem schriftlichen Aufrag der Regierung des Kantons Graubünden vom
30. Oktober 2007 sind die folgenden Fragen zu beantworten:

41 Zum konkreten Fall betreffend die Verwaltung

Wie gestaltete sich der Verfahrensablauf betreffend Ansiedlung der Espros
PhotonicsAG (epc)? Sind in Betrachtung des Ablaufs Mängel festzustellen?
Der Ablauf gestaltete sich stimmig, die vielschichtigen Pj||essphasen des Pro-
jektes sind umfassend dokumentiert (E-Mails, Protokolle-liili^Äls wesentlicher
Kritikpunkt sei der Adresshinweis betreffend Steuerfragen angi|||cht: „Für die
Einreichung eines Steuererleichterungsgesuch.es bjpgeler RegierunlÜtdie kanto-

3®&? "- • *"' W^tj ̂ 'j J| Tffil. r̂ ^ •̂ Üü'iS'Sj f .

nale Steuerverwaltung zuständig" (Schreiben^tWT är^EDES/epc v^25. Juli
2007). Die berechtigte Kritik an diesem Dll^|.eistu^sverständnisf5^Es kann
doch nicht sein, wenn von KoordinationiiSeitenlVs A^ÄWifeRede ist. uns ein-

' ^jMäis, ^̂ 5,®Sl?': " îiVis'̂ "-̂  '̂ •^Pv'*-

fach den Namen und die TelefonnupiÄSÄes zuslä^jgen Blsaföten des Steuer-
amts mitzuteilen" (Schreiben epc aifRR GR VQA 10. 8ltob§r 2007).v r <B» 4W% -IftsSteS'- 'Aufgrund verschiedener Abwesenheiten geSfaf^ sich Ipte Terminsuche beim
Start des Projekts im März 2007 r i t einfach u n h r t e zu verschiedenen Dar-
Stellungen über die Gründe, auch n |̂er medialenjDffentlichkeit durch Promo-
toren des Projekts. Aufgrund der vo?n^ |̂d,e|jjyf:merlagen (E-Mail epc vom 12.
März 2007, E-Mail J|||||vom 13. März^^^ffüaben sich die Parteien um eine
Terminfindung bjrjSünt."*'«^
Für den Projektfl^uf isffaicüt unwesentlich, dass eine Absage durch die epc
bereits vor dem ÖS |̂hil̂ |i|̂ ||giemng zwecks Unterstützung der Espros
PhotoniosÄSi^epc gef^^J) vom pf. August 2007 erfolgte: „Wir müssen Ihnen

dass wn^uj^einer solchen Basis von einer Ansiedlung im, ., Ä W - . "«8«leider^imttenX,^
KaniiliGraubllden absehelRmissen und werden" (Schreiben De Coi an RR

, Hervorhebung durch den Gutachter).

Wie ist die Vorgljjjiensweise einerseits des Amtes für Wirtschaft und Tourismus
(AWT) sowie des Departements für Volkswirtschaft und Soziales (DVS) und
andrerseits der weiteren Verwaltung zu werten? Welches sind die Mängel,
welches die Vorzüge?
Die Vorgehensweise war dem Fall angemessen. Die Ämter arbeiteten im
Kontext verschiedenster Einflussfaktoren mit einem professionellen Verständ-
nis. Die bearbeiteten Themen und Prozesse sind dokumentiert. Die Schwächen
sind in einer eher knappen Ressourcenausstattung des AWT und in wenigen
Teilprozessen zu sehen, beispielsweise in der oben erwähnten Kritik.



Wurden die Bedürfnisse der epc genügend abgeklärt und aufgenommen ?
Die Bedürfnisse der epc orientierten sich am Fall „Stallinger". Der Wunsch nach
kantonaler Beteiligung wurde im Frühling 2007 wie folgt formuliert: „B^BH
•B in Form von einem ä fond perdu Beitrag, einem Darlehen, Forschungsbei-

lichen Forderungen seitens der epc und dem Angebot der öffentlichen Hand
(Artikel Die Südostschweiz vom 11. November 2007) wurde durch epc für den
Standort Landquart wie folgt korrigiert (Arbeitspapier epc, Werte in Mio CHF):

Effektiver
Wunsch epc

,

Angebotjjffnton
"

A fonds perdu
A fonds perdu (Forschung)
Darlehen
Öffentlicher Verkehr

Total Kanton

Wunsch

Baurechtszinseil^Jahre^ Hü

Effektives
Angebot Gemeinde

Total 'G^eirjÜüfc^.,. ..„/
'̂ Isf'' '""'̂ SssltÄP*'

Total Kanton^^meinde
(davon H rückz^lbar)

Aufgrund dieser Betrachtung sind bei der Differenz von CHF
(Wunsch/Angebot) der Kanton mit CHF mmmaa und die Gemeinde mit CHF
iBHB beteiligt. Nicht eingerechnet sind die von epc geforderten Abgeltungs-
verzichte (Boden/Gebühren) der Gemeinde Igis-Landquart. Eine Kostenzusam-
menstellung sieht Bewillungs- und Anschhissgebühren im Umfang von
•H und entgangene Baurechtszinsen von CHF BBBMi bis CHF

papier Bauamt Igis-Landquart vom 10. Oktober 2007). Die Gesamtleistung der



Gemeinde wäre daher deutlich höher als die angebotenen CHF
geforderten CHF ̂ HHH ausgefallen.

bzw.

Es sei eine andere Sichtweise des Projektes erlaubt: Bei einer gesamten
Investionen von rund CHF 100 Mio. betragen die vorgeschlagenen einmaligen
kantonalen Beiträge für das Projekt im engeren Sinne CHF •••oder ••
Prozent des Investitionsvolumens (ohne das Darlehen, ohne Beitrag an ein For-
schungsinstitut). Die Planungsunsicherheiten (Märkte, Produktion, Währungs-
kurse u.a.) im Businessplan betragen mit grosser Wahrscheinlichkeit mehr als
die Hl Prozent am Investitionsvolumen. Für den Projekterfolg scheint daher
der Kantonsbeitrag wenig entscheidend. Der Beitrag nfj|§ste eher als wirt-
schaftspolitisches Signal (Reputations- und Vertrauenseffökte|gedeutet werden.

Zusammenfassend: Im gesamten Projektkontex|g|^r^en die Beet||rfnisse ge-
nügend abgeklärt und aufgenommen, jedoch kjnnten;iA aufgrund de!|mpliziten
Erwartungen seitens der epc nicht vollständfg^^füllt ||erden. Dass nicht nur in
der Folge der Entscheidung von epc -»für Sar¥fcs,ÄiSliäMge,««politische und

D O JT .̂ -Sä*. "M'g'JSs'SöKÖ' ' '̂ ^tf$^rö^?'\s*'§*!*

menschliche Dimensionen (Akzeptanzp§fmpathie^li.) ein Rrale spielten und
,;Vy •*• •î f&'ft.-T

spielen, ist allerdings nicht von derlfland zu weilen. '̂ ^4., ^
•t laaSÄ '̂

Waren die Bemühungen und vorgenommenen Arbeiten des Kantons angesichts
der von der epc zur Verfügung gesteÜ^jj^jyynffäonen, vorgegebenen Termine
und angebrachten Fjjt^^mgen genügeimf^^^
Die BemühungeigÄes |̂|ons waren dem Fall angemessen, insbesondere da
eindeutige Fordl^^gen sdälens der epc mit schwer fassbaren Risiken vorlagen.
Da mit der CEDE!P^eJ®î ^^^Jgreiche Unternehmungsentwicklung durch
der epc ̂ ^^tehende^illcsonen "Srfolgte, spielt bei der Beurteilung der sog.
Halo-EjSekt"eÄ möglicHl&olle: Bei bekannten Themen wie beispielsweise die

(,î g;̂ L "̂ SS<g " %s $&)$•?
Ums1S|i|j|twic ĵ.ng der CEpES, tendieren Beurteilende dazu, auf andere noch
unbekanl^iip^l^a^gn^wie beispielsweise die geplante Umsatzentwicklung
der epc zu s|̂ l|essen unl diese Entwicklung ähnlich zu beurteilen.

Wurde durch das AWT und DVS hinreichend abgeklärt und geprüft, ob die
Forderungen der epc in der vorgegebenen Frist zu erfüllen gewesen wären?
Das AWT und das DVS haben sich aufgrund der vorliegenden Unterlagen be-
müht, die Bedürfnisse der epc umfassend abzuklären und zu beurteilen.
Sinnvollerweise hätte dieses Engagement seitens des AWT offener kommuni-
ziert werden können.



42 Zum konkreten Fall betreffend die Espros Photonics AG

Waren die Beurteilungsgrundlagen, welche die epc zur Verßgung stellte, filr die
Durchführung einer eingehenden Standort- und Situationsanalyse im Hinblick
auf die Ansiedlung ausreichend?
Die Unterlagen (Business Plan u.a.) waren formal ausreichend und zeigen ein
grosses unternehmerisches Engagement. Der Plan kann jedoch nicht Gegenstand
des Gutachtens sein, da es sich um die Beurteilung der Chancen einer privaten
Unternehmung im Rahmen eines öffentlichen Auftrages handeln würde.
Jede Planung ist ein Ausdruck vielfältiger zukünftiger Erwartungen, ein Beispiel
sei daher erlaubt: Gemäss Plan hätte die neu gegründet@j|y[nternehmung MB
erstmals Gewinne (net profit) erzielt (Businessplan cpc'BUBjIB^^^^^H).
Am neuen Standort soll aufgrund der Inbetriebnahme des Werk!f||uf Ende 2009
(Artikel Die Südostschweiz vorn 5. Juni 2008)jbj|J|ni Jahre 201̂ 13 ein Ge-
winn erzielt werden (Artikel Tagesanzeiger yjpi 16.1̂ 1 2008). Die^rzögerte
Inbetriebnahme führt für epc zu Opportum'ta1 |̂ten, Helche höchstwahrschein-
lich höher sind als die angebotene Untersjjitzunfi

^ .̂̂ w™4«**,,.

Die Branche ist von grossen BreifS ihrer An|̂ nduri|̂ i|̂  von hoher Dynamik
und Wettbewerbsintensität geprägl als Beistt̂ i, seierilme einstige schweize-

-*- *•**£•&< *• ^SfSjjs'isi IÄ>'

rische Innovation für die Hersteflytig kundensp^pscher Integrated Circuits
(ICs) der Lasarray Holding AG (T^jprf) oder jl Spin-off des Halbleiterge-
schäfts der Siemens AG im Jahre if^idJg^InliÄeon Technologies AG (Neu-
biberg), erwähnt. -"»aftw
Im vorliegenden J|tfl epcr^re daher, trotz der vielfältigen Angaben im Business
Plan epc (Businl!l||an epllvom |||||y|J||||ĵ j|); eine umfassendere Analyse als
die finanzielle Prüit^^Jiili^^iGjäubündner Kantonalbank und die externe
BeurteiluiÄldfflirch die^^lschweizefische Bürgschafts- und Treuhandgenossen-

""jigebrachf^^esen.
wurden vepchiedene kritische Fragen gestellt, beispielsweise

im ZAisarni^iffia^p^IjSidet Eigenkapitalquote, und es wurden zwei Offerten
zwecks PlS|̂ ilisierün| des Businessplanes, des Finanzierungskonzeptes und

Offerte von BpBBBBHBI|̂ H vom 4. September 2007); es erfolgte
jedoch keine Auftragserteilung an eine dieser Beratungsunternehmungen. Der
Entscheid des Regierungsrates erfolgte ohne diese zusätzliche Expertenmeinung,
jedoch mit der Auflage, dass „für die definitive Zusage" „eine positive Beurtei-
lung des Projektes" durch eine „unabhängige, ausserkantonale Treuhandstelle"
vorliegen müsse (Beschluss RR GR vom 14. August 2007).
Der frühzeitige Beizug branchenerfahrener Dritter wäre für diese Projekt sehr
sinnvoll gewesen, da bei den angebotenen kantonalen Beiträgen, im Vergleich
zu anderen Branchen deutlich höhere unternehmerische Risiken von der Öffent-
lichkeit hätten mitgetragen werden müssen.

A\
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Sind die Forderungen der epc an die öffentliche Hand üblich im Vergleich zu
den Erwartungen anderer Unternehmungen im Standortwettbewerb in der
Schweiz?
Die Forderungen der epc orientierten sich am Fall „Stallinger": „Wir haben
immer betont, dass wir ein Angebot mindestens in der Grössenordnung von
„Stallinger" erwarten. Das erste Angebot des AWT vom 25. Juli 2007 betrach-
ten wir als Affront" (Schreiben epc an RR GR vom 10. Oktober 2007). Der Fall
„Stallinger" hat Ausstrahlungseffekte, welche über die Zeit formal und inhaltlich
als Benchmark für kantonale Leistungen wirkten und wirken werden. Da dieser
Fall neben externen ökonomischen auch ökologische (Nut;f||ig Wald, Reduktion
Transportwege u.a.) Effekte beinhaltet, ist ein Vergleich mitl^m Fall „epc" nur
bedingt möglich. Die ökonomischen Vorteile des Falles „Stali||er" im Sinne
der jährlichen Mehrerträge für die öffentliche IJa||d|j|jJnur Sägewe^johne nah-
gelagerte Betriebe) werden auf rund CHF 6.^Äio. "g^chätzt (Gruri%|rtzpapier
AWT vom 13. Juli 2007). |f ?
Auch dem Fall „epc" könnten extern^vEffek^^^i^!^yprden: Ansätze
Chisterbildung, Chancen für Bi|dulngsfetätten,%'̂ ^hwerSg%'' Arbeitsplätze,
Reputationseffekte wie Innovation^- und Te|finologl^^ndort „Graubünden",
Steueraufkommen Mitarbeiter, Te|hnologietrli|̂ r odeÄntwicklung Zuliefer-
industrie. Diese Nutzendimensione|pcönnten ansälzmässig beurteilt werden.
Unabhängig davon sind die Vorstelligen der epc Jher als fordernd zu bezeich-
nen, insbesondere im regionalen und'gi!f|||J|a Kontext des Unternehmungs- und
Branchenrisikos desÄStekts. -̂ *» -̂..flifefe^gjMs,

Was waren die Grunjle^^^^^^a^dortentscheid Sargans aus Sicht des Gut-
achters, djjhjjw^che Vdi^e undNSchteile hatten Sargans und Graubündenl
Dem Jjtftacnl^sind weli|||djĵ  Leistungen noch die möglichen Vorleistungen
des/fitllpns S|r Gallen, aufjlfessen Interesse bereits der Businessplan hinweist

Das Schreitender epc an die Gemeinde Schiers enthält Hinweise zum Standort
Sargans: „Wllljlle^aus der Übersicht entnehmen können, liegt der Standort
Sargans um emiijrFaktor zehn besser als der maximale Grenzwert. Der Grand
für die hervorragenden Werte liegt darin, dass sich der Standort der Fabrik im
Berginnern befindet. Die Schwingungen in Landquart sind an der Grenze des
Zulässigen. Dieser Standort wird von uns noch als möglich eingestuft" (Schrei-
ben epc an Gemeinde Schiers vom 20. August 2007). Gemäss diesem Schreiben
lauten die Werte der Schwingungsmessung bei „einem zulässigen Grenzwert
von 0.1 mm/s" wie folgt: Eschen 0.45 mm/s, Sargans 0.01 mm/s, Schiers 0.85
mm/s, Landquart 0.11 mm/s.
Gemäss einer Beurteilung des Amts für Natur und Umwelt (ANU) „dürfte sich
das Gebiet Landquart-Ganda als Übertagestandort gut eigenen. ... Im Vergleich
zum Raum Landquart ist der Untergrund im Raum Sargens erschütterungsanfäl-
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liger. Dort findet man meist feinkörnige Ablagerungen mit einem untiefen
Grundwasserspiegel vor" (Aktennotiz AWT vom 31. August 2007).

Eine Standortentscheidung ist eine sog. originäre Entscheidung und daher für
eine Unternehmung von hoher strategischer Bedeutung. Insofern müssen mehr
als verwaltungstechnische Gründe und Verhaltensweisen für den Standort
„Sargans" sprechen. Dies wird nach dem Entscheid von epc indirekt bestätigt:
„Das rund CHF BBB teure Vorprojekt lieferte eindeutige Resultate: Die Fabrik
im Berg bietet Vorteile und Möglichkeiten, die alle anderen Varianten in den
Schatten stellen, Neben Einsparungen beim Bau in der Höhe von mehreren Mil-
lionen Franken werden auch die laufenden Betriebskoster|j|mi einige Millionen
Franken pro Jahr tiefer ausfallen, als wenn die Fabrik auf dS||gjrünen Wiese zu
stehen käme" (Schreiben epc an RR GR vom 10. Oktober 5i|7J. Zusätzlich
kann der gewählte Standort durch den Beschlus|̂ |̂ |insten wirtse%|tlicher Er-
neuerungsgebiete von Bundesförderungsmass|j^hmerf^d Steuererlelciperangen
profitieren. Dem Gutachter sind mögliche^^^ge b|jv. Erleichterungen nicht
« »•'•"•Ö.IJ.U.I»« '•&•&. •«.W.'MfW.-.-iE*1 "".'.vi; •tYt-*«\iS;iV3W-Vii2:"'1'üK-;*'

43 Fragen im Allgemeinen und

Wie sind die Abläufe, die Planunjjjjjjjjg Vorgehenjjweise, die Struktur und die
Organisation des Kantons bzw. des^i^S^und^WT bei der Ansiedlung von

, . ""^ßijiij^f , °Unternehmen, auchijfjMgesichts eines 'uMter harter werdenden Standort-
,-:3$$ä-T "'**"̂ fe&

Wettbewerbs, zu v^rten?^^
Aufgrund der .rfl^Jjchenpand wirtschaftlichen Grosse sowie der wirtschaft-
lichen Vielfalt kann^ppÄft|l^Ansiedlungspolitik nur in der Form von
KooperajäÄßpverfolgäÄKooperälfbnen zwischen Gemeinden, Regionen und^* -l3*!!̂  "s*».. r e

Kantorfs'owie^dschen v^^h|pdenen Kantonen.
si|||: Die divergierenden Interessen und die Vielzahl von Standort-
Ä^g^Ejhjterogenen Marketingaktivitäten mit geringer Wirkung

und infolgeil|||en zu unscharfen Positionierungen von Räumen, vielfältigen An-
reizen sowie '^Aklaren Themen- und Markenführungen. Es ist daher sinnvoll,

'tSi!8sp> , °
dass sich der Käjifbn Graubünden in übergeordneten Aktivitäten wie beispiels-
weise der überkantonalen Organisation „Greater Zurich Area" engagiert.
Gleichzeitig sollte verstärkt die Zusammenarbeit innerhalb des Kantons (Ko-
ordination/Kooperation) gefördert werden.
Es scheint daher sinnvoll, Themen der Wirtschaftsfördemng und des Standort-
marketing stärker zu koordinieren und wissensmässig zu konzentrieren, ins-
besondere auch für den gesamten Kanton zu professionalisieren, da nur in sehr
wenigen Gemeinden über das entsprechende Wissen und die notwendige inter-
nationale Erfahrung verfügen. Ein Ausbau des AWT als Ansprechpartner um
eine oder zwei Stellen, im Sinne einer Stärkung nach Innen, scheint daher ein
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angebracht; dies im Bewusstsein, dass jede Organisationseinheit Potenzial für
mehr Effektivität und Effizienz hat.
Im Kontext der heutigen strukturellen Ausgestaltung scheinen die Abläufe
grundsätzlich angemessen. Ob strukturelle Änderungen (Abb. 1: Organigramm)
für die Entwicklung des AWT derzeit sinnvoll sind, ist zu bezweifeln, auch
wenn möglicherweise eine Ausgliederang des Gastwirtschaftswesens, die ex-
terne Wahrnehmung des Amts schärfen würde.

Werden die vorhandenen personellen und finanziellen Ressourcen zweckmässig
und effizient eingesetzt?
Das AWT verfugt über ein Budget von rund CHF 13 MiC%||on CHF 6 Mio.
für den Tourismus eingesetzt werden. Einzelbetriebsunterstützul^en werden für

Der Leiter des AWT ist sehr engagiert, erfojgtorienl^t, auf eine G^afntsicht
„Kanton" fokussiert und hat einen nachvol:S |̂baren^,eistungsnachweis. Ent-
sprechende Konzepte wurden erarbeite},,, beisp^j^g^^^^J^pketingkonzept
2003-2007 „Standort Graubünden" adefllkfür 2lIlffjSplanten Aktivi-
täten im Bereich „Wirtschaftsfördlrang/StanJ^rtmar^^rig" mit den Themen
„Akquisition", „Bestandespflege'f|ind „Proj^ |̂(Papie|esf'AWT). Die Vielfalt
der relativ kleinen Massnahmen |^ggierangsprögl^nm und Finanzplan 2009-
2012, Regierang, Vorlage E, Wirtsd^^tewachstumyist aufgrund der kantonalen
Wirtschaftsstruktur und -politik nacn^^^e^^^ie Wirksamkeit dieses Kon-
zepts (SchrotflintenjK^Hipt) wäre jedoclffftfißerprüfen.
Ein effektiver ur|d^effizil|ter Einsatz der Ressourcen ist Teil dieses Engage-
ments. Der LeiteÄ^VT eiffwickelt Ideen, Konzepte und vertritt eine engagierte

^SJSs-.. .̂ SKfiJi---..

Meinung. Aufgrandll^iiÄlll^ndjivielschichtigen Engagements wäre jedoch
Distanz zum Geschehen und eine vertiefte
mit einzelnen Aspekten und Prozessen ange-

seingjp Rolle ist eriiher der „Aussenminister" des Amts und es stellt
> -Si'ä.j. Jl1"

sich dielÄgettilftalgHmd der vielschichtigen Ansprüche an das Amt das Amt
'-̂ î '̂ ?4f ''rl"i^^^7p|S!i?:"̂ ' A

im Sinne dS |̂bJgen erwähnten zusätzlichen Stellen durch einen „Innenminister"
gestärkt

Sind die finanziellen und personellen Ressourcen im Kanton (insbesondere in
fachlicher Hinsicht) für eine im interkantonalen Vergleich wirkungsvolle An-
siedlungsarbeit genügend?
Eine Wirtschaftsförderang geht meist von einer Wirkungskette aus: Konkurrenz-
fähige Standortbedingungen fördern das Unternehmertum, somit Innovationen
und Neugründungen. Diese Effekte steigern die Wertschöpfung in einem
geografischen Raum und verbessern die Wettbewerbsfähigkeit; es werden
Arbeitsplätze erhalten und geschaffen. Es gilt jedoch zu beachten, dass durch die
vielfältigen wirtschaftspolitischen Massnahmen in unterschiedlichem Ausmass

13



unternehmerische Risiken teilweise externalisiert, d.h. der Gemeinschaft über-
tragen werden.
In diesem Kontext ist es verständlich, dass verschiedene Kanton Industrien mit
hoher Wertschöpfung als interessante Branchen (Cluster) verstehen und mit
Steuersenkungen Ansiedlungsanreize schaffen wollen, so beispielsweise der
Kanton Freiburg. Dazu der Direktors der Wirtschaftsförderung: „Freiburg unter-
stützt gezielt Technologiebranchen in einer der landschaftlich schönsten Gegen-
enden der Schweiz. ... Als einer der wenigen Kantone steht Freiburg schulden-
frei da und hat damit grossen Spielraum für Steuersenkungen" (Gewerbezeitung
vom 30. Mai 2008).

Im Kanton Graubünden liegen die Steuererträge der juristil|]ti,en Personen bei
rund 15-18% der gesamten Steuereinnahmen. Das Steuergesttz^des Kantons
sieht Steuererleichterungen vor (Art. 5), sofern d i m Interesslider bündne-
rischen Volkswirtschaft" sind. Diese Interess.e „in der heutrsri Praxis

v'j *9l|an den Arbeitsplätzen und den Investitionen^|||esseny(Steuerverwaftung, Dis-
kussionsgrundlage 2006). Weiter zu beajjhtend'ifl •^beispielsweise
der Beitrag an die gesamte unternehrnefrMhen Wert^i^pfungt'fte Clusteraffini-
tät, die Struktur der Arbeitsplätzefder Ted
Umweltbelastung oder das Verkeh^aufka
Seit dem Jahre 2000 haben

Investition, die7

Der Ablauf fü^ellsDrechelide Anträge ist geregelt: „Die Steuererleichterungs-
!'V:'SSĵ *&t §]:£jK%:S>n- ____ ^~^gesuche sind bei dê ^̂ SB |̂||̂ p!il:" (AWT,, Aktennotiz, Steuererleichterung

für neue^t|J||nehmun^pK200"7, "öfö), jedoch: „Falls Antrag bei AWT einge-
reichljjl/ird, w<f|j dieser sol^an StV weitergeleitet" (AWT, Aktennotiz, Steuer-

r juristiscp-Personen 2004, S. 5).
ff i;jj;. i

Die Wirkuiig|ider vielfältigen Ansiedlungsarbeit könnte nur mittels einer umfas-
senden Wi±il̂ |nalyse annähernd beurteilt werden. Es sei daher auf eine nicht
abschliessende fplratursicht, welche ein fragmentiertes Bild der Wirkung einer
Standortförderuhg zeigt, verwiesen:

1. „Zur regionalen Standortförderung werden unter anderem Sonder-
abschreibungen, Investitionszulagen und Investitionszuschüsse ein-
gesetzt. Von diesen Instrumenten sind Investitionszuschüsse am
ehesten für eine effiziente und gerechte Förderung geeignet, wobei das
Wahlrecht zur erfolgswirksamen Buchung abzulehnen ist"
(Hundsdoerfer 1999).
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2. „Zusammengenommen erklären die Handlungsmuster (Beratung, In-
vestitionen Infrastruktur, Steuern u.a.) rund 10% des Beschäftigungs-
wachstums vor Ort" (Blume 2001).

3. „There is weak evidence that FDI (Foreign Direct Investment) gener-
ates positive spillovers for host economies" (Hanson 2001).

4. „Empirische Untersuchungen zeigen tatsächlich, dass Unternehmen
bei ihrer Standortwahl das Image jeweiliger Standorte berücksichtigen,
ebenso wie es Hinweise gibt, dass Standorte dem Image des sich an-
siedelnden Unternehmens Bedeutung beimessen" (Stein-
rücken/Jaenichen 2003).

5. „RDAs (Regional Development Agencies) agree§bjt|at working on sus-
tainable development issues could improve the competitiveness and
innovativeness of clusters but some believe it true om^for particular
clusters" (Brouder/Berry 2004). ,#«te, "%,

^ .̂ '-"'̂ ^i^^K " ĵ&x
6. "Auch wenn diese drei Beispiele njclit verl||iemeinerungsT||hig sind,

zeigen sie, dass erfolgreiche Ansieil̂ |gen aj|ch aus finanzwirtschaft-
licher Sicht positive für das LanjJ seinl̂ n r̂Ä||̂ gj|i||;sE004).

7. „Aus ökonomischen Gtün|,etf1ftCeuch |̂ppolitil"afl die Kopphing
von Ansiedmngsprämie.Jund klassischer Illindortwerbung zu ver-

.•*-:?/ t #f%^fe* '-^lW>^vvV

stehen. Da dieses Instrument, ähnlac1IS^yisiedlip%sprämien, eine Sub-
vention für bestimmte ifttaternehmen -ftrsteÜt, verbindet sich mit

-;iq;;a«v ^wi^ffi1?

seinem Einsatz ein pol&iell wettbewerbsschädigender Eingriff.r %Säl!v JF D

Sofern allerdings jedes imfg^ägtiJigjii'tJnternehmen in den Genuss
solcher sta,g^^n Transfers gäfefifin kann, relativiert sich die wett-
bewerbs<frfädige1ft,e Wirkung" (Steinrücken/Jaenichen/Kuchinke
2005)^^ f

8. „Host coiffi|̂ p^h îi|||a|̂ jid' competing to give the best tax incentives
mylars" (ivloran et.al. 2005).

sheriger$l|j|y|schen Rezepte der Wirtschaftsförderung sind
1 geschottert: Der Versuch, schwächelnden Branchen mit

Jdjpfh wieder auf die Beine zu helfen, war ebenso erfolg-
Has ""'grosszügige Subventionieren von einzelnen Unter-

nehn|^|apsiedlungen. ... Ein Unternehmen kommt also nicht auf-
gmndljpn Standortvorteilen, sondern um einmalig oder zeitlich be-
grenzt^Teile seiner Investitions- und Arbeitskosten gefördert zu be-
kommen. ... In Hamburg werben wir dagegen mit der klaren Ansage,
keine Subventionen zu verteilen. ... Neben einer Anzahl von erfolg-
reichen Unternehmen einer Branche, die ein Cluster bilden, sind aber
verstärkt Standortvorteile in den Blick gerückt, die wir erst durch eine
gezielte Clusterpolitik erreichen: eine enge Verbindung von Wissen-
schaft, Forschung, Produktion und Verwaltung sowie eine entspre-
chende Qualifizierungs- und Arbeitsmarktpolitik" (Uldall 2006).

10. „Im Unterschied zu den meisten Standortwettbewerbsparametern er-
lauben frei verhandelbare Subventionen eine diskriminierende Ver-

15



11.

gabepraxis. Dies ermöglicht es den Gebietskörperschaften, ihre stand-
ortspezifisches Stärken-/Schwächen-Profil ausnutzend, Ressourcen
effizienter einzusetzen. Weiterhin ermöglicht dies eine zielgenauere
Einflussnahme auf Ansiedlungsaktivitäten und mithin auf lokale Wirt-
schaftsstrukturen. Eine einheitliche Subventionierung ist aufgrund
dieser Überlegungen abzulehnen" (Jaenichen/Steinrücken 2006).
„Au niveau des variables associees avec les infrastructures, comme on
pouvait s'y attendre, plus les niveaux des loyers des surfaces commer-
ciales et industrielles sont eleve's dans un canton donne et moins gran-
des seront les probability's d'implantation et de delocalisation. Les de"-
penses publiques d'investissements ont par conti|iun impact positif sur
l'implantation des nouveaux etablissemenls^tlBaranzini/Rami-
rez/Romero 2006).

t der nton G r a i f l e n m
$$*'Ressourceneinsatz.

|ir|̂ nsität zwischen
atronic 1Ä1, Innovations-
S * neuen Kooperationen

Im interkantonalen subjektiven Vergleich
Kontext seiner Standortfaktoren einen,
Unabhängig davon
den Kantonen
fonds, Innovationsnetzwerke, Steujfreduktione
(Nouveau Geneva and Swiss Capiftl Area
\ -L 5?*%'i f "viSS-^-x î *—* Ä'"

Für den Kanton Graubünden steUtlj|cJi beispielsw^e die Frage, ob die Chancen
einer Clusterbildunge „Tourismus^^^ügend genjp:zt werden (Regierungspro-
gramm und Finanzplan 2009-2012, ffl^|^^ntglfir Volkswirtschaft und Sozia-
les, Vorlage E, Tour|^a|strukturen; Aw¥f^teue Regionalpolitik im Kanton
Graubünden, Umsilfeunpifeogranim Graubünden 2008-201, S. 5-7) oder ob für

-̂ P|k m?:? '
einen möglicherW^bster ^Technologien" genügend Einheiten (Bildungsstätten,
Industrien) angesiel̂ ||pilî paj|gesiedelt werden können. So benötigen bei-
spielswe|m ;̂h Fors^^igsstätteii eine kritische Grosse und einen entspre-
_i-... j^fft^aak.^^ Bel^gr^gymnasialen Maturitätsquote von 17.9% (2007)

Vorausfltzungen vorhanden (19.2.%).

Was sind in'^^r^omentanen Situation die Vorteile und Nachteile für eine
FirmenansiedlufijjJFin Graubünden?
Aufgrund einer' Umfrage beurteilen Manager die Standortbedingungen in der
Schweiz mehrheitlich als gut und gehen davon aus, dass sich die Bedingungen
in den nächsten zwölf Monaten nicht verbessern werden (Artikel Handelsblatt
vom 1. Juli 2008). Der Standortqualitätsindikator SQI 2008 der Credit Suisse
(Abb. 2: Standortqualität) sieht den Kanton Graubünden auf Rang 22, unver-
ändert zur Situation 2004. Verbesserungen in der Rangliste erreichten beispiels-
weise die Kantone Obwalden (neun Ränge), St. Gallen, Thurgau und Uri (je
zwei Ränge). Im neusten Städteranking liegt die Stadt Chur auf Rang 52, Davos
auf Rang 78, jeweils von 100 Rängen (Artikel Bilanz (2008)11). Im Rahmen des
vorliegenden Gutachten wurden keine spezifische Untersuchen durchgeführt, da
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insbesondere zur Situation des Wirtschaftswachstums in Graubünden ein umfas-
sender Bericht vorliegt (AWT 2007).

Wenn die Ansiedlungsarbeit seitens der Verwaltung zu verbessern ist, mit
welchen Massnahmen kann dies erreicht werden ?
Dazu bestehen bereits heute vielfältige Möglichkeiten. Die gesetzlichen Grund-
lagen wie beispielsweise das Wirtschaftsentwicklungsgesetz sind angemessen.
Die finanziellen Möglichkeiten (Gewinnausschüttungsverzicht u.a.) wurden in
den sog. Allgemeinen Auflagen und Bedingungen für Darlehensgewährung ge-
schaffen und geregelt.
Verschiedene Massnahmen wie solche zum Wirtschaftsw||ljstum in Grau-

g

bünden wurden intern erarbeitet (AWT 2007). Die vielfältigenJMöglichkeiten
wurden bereits mehrfach erwähnt. Zusammenfar~"'J ^ "----^i - --'------
lieh Sonderfaktoren fördern (Bildung u.a.), w|ü
relative strenge Normen (Umweltschutz <#u11f|
Innovationen zu schaffen und den Wettbewerb!
mente in diesem Kontext sind: AnsilÄiffngsprä:

,;Sy "'SäSS^Ss *~"'

tionszulagen und -Zuschüsse, PubJlc-Private^rmeÄ|||̂  (Flächenmanagement
Brachen, Objekte), Signalstrategf|i (Leucm^^g^, Prlpigeprojekte), Sonder-
abschreibungen, Standortmarketing^pteuerredukll^^n."

Der Staat
iffe in

um so Afireize für
llppljögliche Instru-

Clusfefbildung, Investi-

Ist die Zusammenar^^^er Ämter (z.&*9ii^''StV, ANU, ARE, AfW etc.) und
allenfalls der Dej^lrtem^^ bei Ansiedlungen genügend und insbesondere aus
Sicht eines Untern^
Gemäss

^ns riedenstellend?
llpp-ist die Zusammenarbeit zufriedenstellend.

Es eilt iedjÄtezu beacl^i^ dass die Schnittstellenprobleme aufgrund der Unter-
1, K^^ggtenzen und Verantwortungen bestehen. So muss

|in SteuerarrifpSinen Antrag nach anderen Kriterien beurteilen als
ein Amf^c^jftiS^feajJ^Jpur ein Steueramt sollte beispielsweise das Verhalten
gegenüber "ftitten nicrff willkürlich sein, für ein Amt für Wirtschaft steht hin-
" " '̂ lii'Y^fi '

gegen der Ani|||ejungserfolg (Arbeitsplätze, Technologien u.a.) im Vorder-
grund. *Tpr

Mögliche Standorte für eine Kaverne sind mit dem Amt für Raumentwicklung
(ARE) und dem Amt für Natur und Umwelt (ANU) abgeklärt und in Betracht
gezogen worden (Aktennotiz AWT vom 31. August 2007).

In der heutigen Situation stellt das AWT in den meisten Fällen einen Antrag an
das Steueramt und dieses teilt seinen Entscheid dem AWT mit. Dieses Ver-
fahren kann, muss jedoch nicht zur materieller Einigkeit führen. Im Sinne eines
pragmatischen One-Stop-Shop könnte der Dialog gestärkt und die Verfahren,
beispielsweise für Steuererleichterungen, beschleunigt werden.
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Ein zielorientiertes Zusammengehen dieser beiden Ämtern ist im Sinne über-
geordneter Interessen für den Ansiedlungserfolg entscheidend: Die Gewährung
von Steuererleichterungen „im Interesse der bündnerischen Volkswirtschaft für
längstens zehn Jahre" (Steuergesetz für den Kanton Graubünden, Art.5) dient
ebenso der Standortentwicldung wie die Zielsetzung der Wirtschaftsförderung:
„Der Kanton fördert die wirtschaftliche Entwicklung auf seinem Gebiet mit dem
Ziel, bestehende Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen" (Gesetz über die
Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung im Kanton Graubünden (GWE),
Art. 1).

Im vorliegenden Fall epc wurde die Steuerfrage in den Bei|hluss der Regierung
aufgenommen: „Gegenüber einer Steuererleichterung zu Gün|||n der epc ist die
Regierung positiv eingestellt. Eine solche kann allerdings nichPlgJ ab dem Jahr
beginnen, in welchem die Gesellschaft schwarzej||thjeii schreibt; I^J3eginn der
Steuererleichterung muss vielmehr zwmgendjiuf dt|| Zeitpunkt d^iftoduk-
tionsaufnahme festgelegt werden" (Beschlu^ .̂ GljfVom 14. August 2007).
„In der Folge ging kein Steuererleicnter^gsges'u^b^ll|||l^eiri; Auch hörten
wir vom AWT diesbezüglich nichjtS|Ä1^yctemiöl^Steuervlrwaltung 2008).
Diese Feststellung bedeutet, dassjfie Zusamn^narrMfcticJlit in dem Ausmass
kritisiert werden kann, wie durch^/ertreterä^iil^rjc eripgt: „Es ist höchst be-
fremdend, dass es offenbar im Karton Graubünl|^nicht möglich ist, dass der
Chef des Steueramts und der CheJn |̂sAWT - bejfe sind wesentlich für einen
Unternehmer in einem Standortenif^^^^^aLt an einen Tisch sitzen"
(Schreiben epc an RRÄB^vom 10. OktolllMtÜT).
\ i .«.(V.f-ciWjMK* f•m

Ist die Aufgabentei^^^j^fffon und Gemeinden in Graubünden bezüg-
lich der ÄttiMlung vd^iimen zweckmässig?

,<^^>!V"''-'^^'Ä1^ l"^£t&*>,

Föderj||e' StfiMiren schw^h^n eine konsistente Standortpolitik. Da bereits
^äls „AuffanJÜecken" verschiedenster Anfragen dient, scheint es,

wie bere|OJ^^^g|tm|^sinnvoll, Themen der Wirtschaftsförderung und des
StandortrnaSfjliJing im Kanton stärker zu koordinieren und wissensmässig zu
konzentrierer^^icj^wäre es einer klaren Positionierung des Kantons und einem
stimmigen Verrufen gegenüber Interessenten bzw. angesiedelten Unterneh-
mungen wenig ^dienlich, den Gemeinden für die Standortförderung vermehrt
Aufgaben und Kompetenzen zu übertragen, so beispielsweise die Zuständig-
keiten für Steuererleichterungen bei Neuansiedelungen.

Ist es notwendig mit der Verwaltung und den Gemeinden präventiv Massnahme-
pläne zu erstellen, damit im Bedarfsfall eine sehr rasche Zusammenarbeit mög-
lich ist? Sind dabei gewisse Standorte bereits im Voraus zu evaluieren?
Die Standorte sind im Sinne einer Standortliste im Voraus zu evaluieren, um bei
Anfragen in effektiver und effizienter Weise reagieren zu können. Erste Über-
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legungen finden sich beim Thema „Sondernutzungsräume" (Regierungspro-
gramm und Finanzplan 2009-2012, Departement für Volkswirtschaft und Sozia-
les, Vorlage E, Sondernutzungsräume).
Aufgrund der räumlichen Grosse des Kantons scheint es sinnvoll, dass das AWT
über entsprechende Informationen verfügt und die Gemeinden integriert, eine
Förderung dezentraler Lösungen ist wenig effektiv.

Ist es sinnvoll und zweckmässig, für die Ansiedlung von Unternehmen seitens
des Kantons jeweils nur einen Ansprechpartner zu bestimmen (one-stop-shop) ?
Wie sollen dabei die Abläufe und Kompetenzen geregelt werden?
Unternehmungen und Investoren haben bei AnsiedlungsJ||scheidungen meist
unzureichende Kenntnisse über den Standort und die Dilnsl^ungsqualität der
zuständigen Verwaltungseinheiten. Signale des Standortanbiefe%.Jielfen daher,
Qualitätsunkenntnisse von Standorten zu überwj|dj|r|. Eine sogl^^uchtturm-
politik, beispielsweise die Ansiedelung eineripBarktli^ und/oder tec11|Lelogisch
erfolgreichen Unternehmung, kann eine solelll^ignaHyktion ausübend
Eine ähnliche Signalfunktion hat die V|reinfacl1|̂ |siifl^l^f^äaus Sicht des
Kunden, mit dem Ziel, dessen TrapslfttenskosföÄZeit utSf'zu reduzieren.

.»l?1' A !i¥^Vi<äc-.i

Diese sog. One-Stop-Shop oder Or^Stop-Goy^nmenl^frsJeht „alle Leistungen
aus einer Hand". Dabei will diejpffentlichf^^rwaltipg den Bürger in den
Mittelpunkt stellen, beispielhafte||Programme ̂ ^^' „National Performance
Review" (USA 1993), „Better GovernJInt" (Ireland 1966) oder
„Modernising Government" (UK 199l

Eine Verwaltung,J|ietet inl||Leistungen nach historisch gewachsenen Zuständig-
keiten an. Der^^nde ,Jf|irger" muss verschiedene Stellen aufsuchen und
schliesslich die eii!̂ §|:Wi|̂ f̂ ||ngen zu einem Ganzen zusammenfügen.
Daher sj||̂ ^ globalelfeu^rittspürnft „One-Stop-Shop" aus Sicht des nachfra-
gendej|?Kiirid1^gestaltel'5u^a:y!mgesetzt werden. Es gilt die Verfahrensabläufe
zu ^sV^^^fach^, d.h. sog. purokratische Hindernisse zu überwinden und die
Transpa1 |̂̂ leflfl||||.uJ^zu verbessern. Im Ergebnis soll der Kunde umfas-
sende, scfin||||| und leicht zugängliche Dienstleistungen erhalten. Dieses Ver-
ständnis äuss!5|̂ |c|i in den einzelenn Verwaltungsabläufen wie auch in deren
elektronischer flfsgestaltung im Sinne einer virtuellen Anlaufstelle (E-
Adrnimstration,4'E-Government). Mögliche Ausprägungen sind der Informa-
tionsschalter, die Servicestelle (elektronisch oder physisch) oder der Komplett-
service durch ein Amt; wobei private Dienstleistungsunternehmungen im Sinne
einer Public-Private-Partnership in die Leistungserstellung integriert werden
können.

Da jedem Amt eigene Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen zuge-
ordnet sind, wäre im vorliegenden Fall ein One-Stop-Shop nicht so zu verstehen,
dass ein Kunde nur ein Amt, beispielsweise das AWT, aufsuchen muss, um
seine Themen zu klären.
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Die Amtshoheit muss gewahrt werden und es ist daher wenig sinnvoll, bei-
spielsweise einzelne Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen eines
Steueramts auf das AWT zu übertragen. Es ist jedoch eine vereinfachte Version
im Sinne einer netzwerkorientierten Organisation denkbar: Das AWT bleibt für
den Kunden über alle Prozesse der tragende Ansprechpartner, sozusagen die
„Spinne im Spinnennetz", gestaltet für den Kunden die verschiedenen Teilpro-
zesse zu den übrigen Ämtern, vermittelt zwischen den zuständigen Verwal-
tungsstellen, führt den Lead und kann Prozesse künden- und problemorientiert
beschleunigen.
Erste Überlegungen des Departements für Volkswirtschaft und Soziales finden
wir in den Themenbereichen „Koordination Bewilligung" -^d „One-Stop-Shop"
(Regierungsprogramm und Finanzplan 2009-2012, Departement für Volkswirt-
schaft und Soziales, Vorlage E, Koordination Bewilligung). D a . i werden die
Führungsstrukturen und die Kompetenzreeelunge.nsbMont, iedoch wird zu wenig

*• c^ ^s'̂ ^^Sp*}. 's*i"-s«v . .
auf die Prozessgestaltung und das (Dienstleistjjfigs-) Vf|halten verwi6sjj£

im Sinne des
Hinblick auf die

Wo liegt die Problematik bei
Bündner Wirtschaftsentwicklungsgjlsetzes,
Entscheidungskriterien ? f|
Die erste Problematik liegt in den||̂ sstrahlungsei|ekten einer Beitragsgewäh-
rung über die Zeit: welche Unternäffimung welchejp Branche erhält wann unter
welchen Bedingungen in welchem wî gh^£|g|)olitischen Kontext für welche
Anträge Beiträge? Ijki^itgssere ProblerrfflfflPzeigt sich in den unterschiedlichen
Anreizen für anj||slederltj|und anzusiedelnde Unternehmungen. Diese Anrei-
zungen können;*iB .̂ie Z||t zu wettbewerbsverzerrenden Wirkungen führen.
Die öffentliche Hanl|||J|̂ ^̂ ||d |̂lgMch weder unternehmerischen noch markt-
liche Ris^gntragen. l^gären Beispielsweise Beiträge zur Erschliessung von

sehr knigc^^u beurteilen (Gesetz über die Förderung der
~"fm Kanton Graubünden (GWE), Art. 12).

Geben die Abklärungen zu weiteren Bemerkungen und Anregungen Anlass?
Aufgrund der vielfältigen individuellen Beziehungsnetze haben vertrauliche
Themen im Kanton zu oft und zu schnell Öffentlichkeitscharakter. Diese Situ-
ation erschwert die objektive Beurteilung einzelner Sachverhalte und führt zu
subjektiven Betroffenheiten objektiver Tatbestände; im vorliegenden Fall mög-
licherweise zu individuellen Überreaktionen. Das „man kennt sich-Phänomen"
sollte zugunsten eines professionelleren Gesamtverstäudnisses in den Hinter-
grund treten.
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5. Gesamtsicht

Es verdeutlichen sich, unabhängig von individuellen Betroffenheiten, im
Kontext der obigen Ausführungen zusammenfassend die folgenden Themen:

• Die Möglichkeiten eines koordinierten Dienstleistungsverständnisses zwi-
schen den Ämtern sind im Sinne des skizzierten One-Stop-Shop zu nutzen,
um so künden- und zeitgerechte Problemlösungen zu erbringen.

• Die Möglichkeiten vereinfachter Prozesse sind zu prüfen. Sofern erforder-
lich, sollten Dritte (externe Berater u.a.) zwecks Klärung spezifischer Frage-
stellungen frühzeitig in diese Prozesse integriert werder^lj,
Das Dienstleistungsverständnis sollte nicht auf prozessual^und strukturelle

lalten.Fragen reduziert werden, ebenso wichtig ist das individuelle "V|
Der Kanton sollte die vielfältigen Chancen
nehmen und die Wirtschaftsförderung
triert stärken, beispielsweise durch die
Die nachhaltige wirtschaftliche
einzelnen (Trend-) Themen do
Ganze.

,„„,aren Positionfirjung wahr-
"™|||SS;, %il%-,.fl'

das Slindortmarketiiipfonzen-
Clusters „Tourismus".

|s^äarf nicht von
darf einer Sicht auf das
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Abbildung! 3
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